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Wie man die Welt
ernähren kann 3/5

Fleischproduktion, Blumen- und Gemüsezucht
sind ein wichtiger Faktor in derWirtschaft der
Niederlande, aber von dem, was hier geleistet
wird, profitieren indirekt auch andere. Das
kleine und dichtbesiedelte Land kann auf dem
Markt nur bestehen, indem es bei der
Entwicklung landwirtschaftlicher Technologien
in der Top-Liga mitspielt; an diesen Erkenntnis-
sen will man auch Länder teilhaben lassen, die
von Dürre bedroht sind, mit ausgelaugten
Böden kämpfen oder in die Pestizid-Falle
gelaufen sind. Das Universitäts- und For-
schungszentrumWageningen gilt als weltweit
führende Hochschule im BereichAgrarwissen-
schaften und rekrutiert aktiv Studentinnen und
Studenten inAsien,Afrika und Lateinamerika.
Die Frage, was die eigene Forschungsarbeit für
Entwicklungsländer bedeute, sei ständig im
Gespräch, hörte der Fotograf Luca Locatelli
von einem der Dozenten.

Bildungspolitik

Haben wir noch eine öffentliche Schule?
Gastkommentar
von WALTER HERZOG

DieGründungsväter der liberalen Schweiz sahen in
der Schule eine wesentliche Voraussetzung für das
Funktionieren einer freiheitlichen und demokrati-
schen Gesellschaft. Um an der politischen Öffent-
lichkeit teilzunehmen, ist eine gute schulische Bil-
dung unerlässlich. Insofern die Schule ihrerseits eine
dieser gemeinsamen Angelegenheiten darstellt, ist
es nicht der Staat, sondern die Öffentlichkeit, die
über die Einrichtung und den Auftrag von Schulen
befindet. Auch wenn wir zwischen staatlicher und
öffentlicher Schule oft nicht unterscheiden, kommt
der Unterscheidung für das politische System der
Schweiz zentrale Bedeutung zu.

Aus dem zirkulären Begründungszusammen-
hang schulischer Bildung ergibt sich, dass deren
Kern nicht in der Entfaltung einer privaten Inner-
lichkeit liegt, sondern in der Vorbereitung auf ein
öffentliches Leben. Zwar ist schulische Bildung
immer auch von persönlichem Nutzen, wozu auch
der Erwerb von Kompetenzen für die Arbeitswelt
gehört, in einer demokratischen Gesellschaft stellt
sie jedoch in erster Linie ein öffentliches Gut dar.
Daraus leitet sich die Legitimation eines liberalen
Staates ab, den Erwerb eines Minimums an schuli-
scher Bildung für verbindlich zu erklären.

Entmachtung der Laiengremien

Allerdings dürfte es schwerfallen, eine allgemeine
Schulpflicht durchzusetzen, wenn deren Finanzie-
rung gänzlich den Individuen überlassen wird. In
einem liberalen Staatswesen wird daher üblicher-
weise nicht nur die Regulierung, sondern auch die
Finanzierung des Schulbesuchs als staatliche Auf-
gabe wahrgenommen. So legt die schweizerische
Bundesverfassung fest, dass der Besuch eines «aus-
reichenden Grundschulunterrichts» nicht nur für
alle Kinder obligatorisch, sondern auch unentgelt-
lich ist, sofern er an «öffentlichen Schulen» statt-
findet und unter «staatlicher Leitung oderAufsicht»
steht.

Auch eine Privatschule kann unter staatlicher
Aufsicht stehen und damit die Anforderungen an
eine öffentliche Schule erfüllen. In verschiedenen
Kantonen der Schweiz erhalten Privatschulen denn
auch staatliche Subventionen, sofern sie Leistungen
erbringen, die im öffentlichen Interesse liegen.

Ebenso wenig braucht die Schulaufsicht staatlich
organisiert zu sein. Gerade die Schweiz kennt eine
lange Tradition der Kontrolle der Schule durch die
Zivilgesellschaft. Dies im Rahmen von lokalen
Schulpflegen oder Schulkommissionen, die nicht
selten in autonome, von der politischen Gemeinde
unabhängige Schulgemeinden eingebunden sind.
Seit einigen Jahren findet jedoch eine schleichende
Entmachtung dieser Gremien statt. Ersetzt werden

sie durch vollamtliche Schulleitungen und professio-
nelle Evaluationsstellen, die in der Regel in die
Hierarchie der kantonalen Bildungsverwaltungen
eingebunden sind. Je mehr die Aufsicht über die
Schule an Expertinnen und Experten übertragen
wird, desto mehr verliert die Öffentlichkeit zuguns-
ten des Staates an Einfluss auf die Schule.

Auf nationaler Ebene ist es die Erziehungsdirek-
torenkonferenz (EDK), die mit ihren Reformpro-
jekten zur Schwächung des öffentlichen Charakters
unserer Schule beiträgt. Ursprünglich als Zusam-
menschluss der Kantone entstanden,um die zentra-
listischen Ambitionen des Bundes im Bildungs-
wesen zurückzubinden, ist die EDK inzwischen sel-
ber zum Protagonisten einer Bildungspolitik gewor-
den, die ihre zentralistischen Tendenzen unter dem
Etikett der «Harmonisierung» nur notdürftig ver-
schleiern kann. Seit Annahme der neuen Bildungs-
artikel in der Bundesverfassung sieht sich die EDK
legitimiert, die kantonalen Schulsysteme strukturell
so weit zu vereinheitlichen, «dass die zwischen ihnen
bestehenden Unterschiede bei den betroffenen
Menschen keine erheblichenNachteile oder gar Be-
hinderungen bewirken».

Auffällig ist, dass die EDK denReformcharakter
ihrer Projekte bestreitet. So betonte der frühere
Generalsekretär der EDK, das Harmos-Konkordat
umfasse «keine bildungsinhaltliche Reform» im
Sinne einer «Veränderung von Bestehendem».Ana-
log heisst es in den «Rahmeninformationen» zum
Lehrplan 21, dieser stelle «keine Schulreform» dar,
sondern sei ein blosses «Harmonisierungsprojekt».
Indem sie ihrenAktivitäten den Stachel der Verän-
derung zieht, versucht die EDK den Eindruck zu er-
wecken, als würde sie lediglich einen Verfassungs-
auftrag umsetzen. Dies ist eine Deckbehauptung:
Die Umstellung auf eine konsequent am Output
orientierte Steuerung des Schulsystems,dieVorgabe
von leistungsorientierten Bildungsstandards, die
Ausrichtung des schulischen Lernens anKompeten-
zen,die Festlegung vonGrundkompetenzen,die alle
Schülerinnen und Schüler erwerben sollen, die peri-
odische Überprüfung der Schülerleistungen mittels
standardisierter Tests – keine dieser Zielsetzungen
lässt sich unmittelbar aus den neuen Verfassungs-
artikeln zur Bildung ableiten.

Dass eine öffentliche Diskussion über die Ziele
von Harmos und Lehrplan 21 nicht stattgefunden
hat, erklärt zum grossen Teil die teilweise heftigen
Reaktionen, die sich in dem Moment entluden, als
die Projekte an die kantonalen Parlamente zur Rati-
fizierung weitergegeben wurden.Gegner wie Befür-
worter verbissen sich inDetails oder versteiften sich
auf Behauptungen,die oft gegensätzlicher nicht sein
konnten. Selbst aufseiten der Befürworter wurden
das Harmos-Konkordat und der Lehrplan 21 völlig
widersprüchlich beurteilt. Sprachen die einen von
einem «Jahrhundertwerk», das unsere Schulen
gründlich verändern werde, glaubten die anderen,

dass sich «nichts Grundlegendes» ändern werde, ja
letztlich «alles beimAlten bleibe».

Verantwortlich für diese polemische, einer
Demokratie unwürdige Auseinandersetzung ist
nicht nur die Flunkerei der EDK,wonach ihre Pro-
jekte keine Reformen darstellen, sondern auch die
Geheimnistuerei bei derAusarbeitung der Projekte.
Über Projektstand und Projektverlauf dringt nur an
die Öffentlichkeit, was die EDK in Form von
Medienmitteilungen publik machen will. Nicht ein-
mal die Protokolle derVorstandssitzungen und Ple-
narversammlungen der EDK sind öffentlich zu-
gänglich. Und wenn ein Projekt einmal zu Ende ist,
kann es nur als Gesamtpaket diskutiert werden.
Selbst in den Parlamenten ist eine Detailberatung
ausgeschlossen.

Verhindert wird damit die notwendige, zieloffene
Auseinandersetzung um die Neugestaltung des Bil-
dungsauftrags unserer Schule angesichts einer sich
dynamisch verändernden Gesellschaft. Was Alt-
Bundesrat KasparVilliger in Bezug auf den Einfluss
internationaler Körperschaften auf den National-
staat feststellt, nämlich eineVerkleinerung desVolu-
mens an politischer Substanz, das noch demokra-
tisch bewirtschaftet werden kann, trifft irritierender-
weise auch auf der nationalen bzw. interkantonalen
Ebene zu, und zwar ausgerechnet im Bereich der
Bildung,woman es angesichts der konstitutiven Be-
deutung einer öffentlichen Schule für ein liberales
Staatswesen am wenigsten erwartet hätte.

Öffentlichkeit geschwächt

Es sind zwei Tendenzen, die dem öffentlichen Cha-
rakter unserer Schule zusetzen. Einerseits eine auf
kantonaler Ebene vorangetriebene Professionalisie-
rung der Schulaufsicht, die demokratisch nicht legi-
timierten Experten wachsenden Einfluss auf die
Schule gewährt. Andererseits eine durch die EDK
auf interkantonaler Ebene forcierte Strategie der
«Harmonisierung», die sich als schlichte Befolgung
einer Verfassungspflicht ausgibt und damit einer
technokratischen PolitikVorschub leistet. In beiden
Fällen wird die Öffentlichkeit der schulischen Bil-
dung geschwächt. Je mehr die Schule in den Sog von
expertokratisch und technokratisch motivierten
Reformen gerät, desto mehr steht zu befürchten,
dass ihreAkzeptanz in der Bevölkerung schwindet.
Fatal wäre,wenn damit auch das Bewusstsein für die
politische Bedeutung einer funktionierenden
Öffentlichkeit verloren ginge. Sollten wir je an die-
sem Punkt anlangen, gäbe es keinen Unterschied
mehr zwischen einer öffentlichen und einer staat-
lichen Schule.Fraglich ist, ob wir dann noch in einer
demokratischen Gesellschaft leben würden.

Walter Herzog ist Professor am Institut für Erziehungs-
wissenschaft der Universität Bern.
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Reformen gerät, desto mehr
steht zu befürchten, dass
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